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Freie Wähler
stellen ihre

Kandidaten auf
Hildburghausen – Für die Wahlen
zum Stadtrat am 25. Mai stellen nun
auch die Freien Wähler in Hildburg-
hausen ihre Kandidaten auf. Die No-
minierungsveranstaltung wird am
Donnerstag, den 3. April in der Gast-
stätte „Goldbachaue“ stattfinden.
Beginn der Nominierungs-Versamm-
lung der Freien Wähler ist um 19
Uhr. Zugleich wird über die Akzente
des Wahlprogramms beraten und
diskutiert. Zu der Nominierungsver-
sammlung sind alle Mitglieder der
Freien Wähler, Unterstützer, aber
auch Interessenten recht herzlich
eingeladen.

Kandidaten
„Pro Themar“

nominiert
In Themar hat sich eine
neue Wählergemeinschaft
zusammengefunden. Sie
nennt sich „Pro Themar“
und wird mit Bürgermeis-
ter Hubert Böse als Spit-
zenkandidat zu den Wah-
len für den Stadtrat am 25.
Mai antreten.

Themar – Die neue Wählervereini-
gung in Themar mit dem Namen
„Pro Themar“ hat ihren Wahlvor-
schlag beim Gemeindewahlleiter
eingereicht. Auf der Kandidatenliste
befinden sich 16 Bewerber, die so-
wohl bezogen auf ihre Stellung in-
nerhalb der unterschiedlichen Be-
völkerungsschichten der Stadt, als
auch bezogen auf das Altersspek-
trum, welches durch sie repräsentiert
wird, ein ausgewogenes Verhältnis
abbilden.

Derzeit liegt der Wahlvorschlag in
der Verwaltung aus, um mit den not-
wendigen Unterschriften zu seiner
Unterstützung versehen zu werden.

Zur Abstimmung der inhaltlichen
Zielstellungen verständigte die neue
Gruppierung am 25. März. Sie wird
in den kommenden Wochen für ihre
Vorhaben zu einer erfolgreichen Ent-
wicklung Themars werben.

Folgende Kandidaten hat die Wäh-
lergemeinschaft nominiert:

1. Hubert Böse, Verwaltungsfach-
wirt.

2. Stephan Wallburg, Steuerberater
3. Uwe Bischoff, Angestellter
4. Ramona Schuch, Lehrerin
5. Thomas Wenk, Bauingenieur
6. Manuela Spittel, Geschäftsfüh-

rerin
7. Frank Warmuth, Kfz-Meister
8. Björn Graf, Facharbeiter Anla-

gentechnik
9. Bernd Stegle, Kraftfahrer
10. Robert Koch, Informatikkauf-

mann
11. Detlef Schröter, Fleischermeis-

ter
12. Markus Lenz, Maurer
13. Andy Ruck, Versicherungskauf-

mann
14. Andreas Karczewsky, Kfz-Me-

chaniker
15. Christian Otto, Techniker
16. Peter Harenberg, Selbstständiger

Brodführer: Suhler Vorwahl in St. Kilian nicht tolerieren
Nach fehlerhaften Adres-
sen und dem Standort des
Suhler Ortseingangs-
schildes moniert Schleu-
singens Bürgermeister
Klaus Brodführer jetzt fal-
sche Telefonvorwahlen.

St. Kilian/Schleusingen– Kaum ha-
ben sich die hoch schlagenden Wo-
gen nach Klaus Brodführers Äuße-
rungen zu falschen Adressen von Fir-
men im Gewerbepark Friedberg und
dem falschem Standort des Suhler
Ortseingangsschildes geglättet, geht
der Schleusinger Bürgermeister er-
neut in die Offensive. Jetzt sind es die
Telefonvorwahlen, die seinen Un-

mut erregen und die seiner Ansicht
nach endlich an die tatsächlichen
Gegebenheiten angepasst werden
müssen. Tatsächlich sind nicht nur
am Friedberg auf St. Kilianer Gemar-
kung ansässige Firmen über die Suh-
ler Telefonvorwahl erreichbar, son-
dern mit Altendambach und Hirsch-
bach sogar zwei Ortsteile der Großge-
meinde, während für Erlau und Brei-
tenbach die Schleusinger Vorwahl
gewählt werden muss. „Das ist nach
so vielen Jahren des Zusammen-
schlusses zu einer Gemeinde nicht
länger hinnehmbar“, sieht es Brod-
führer, der als Leiter der Gemein-
schaftsverwaltung zugleich für St. Ki-
lian zuständig ist, seit Schleusingen
die ehemalige Großgemeinde erfüllt.
Obendrein seien die Suhler Vorwah-
len eine „Vorspiegelung falscher Tat-

sachen“. Schließlich werde ortsfrem-
den Kunden und Besuchern damit
suggeriert, dass die Firmen und Pri-

vathaushalte auch in der kreisfreien
Stadt lägen. Das sei nicht länger tole-
rierbar. Dieses Problem, fordert Brod-
führer, müsse ähnlich wie die fal-
schen Adressen und Schilder-Stand-
orte schnellstmöglich aus der Welt
geschafft werden. „Gemarkungs-
grenzen gibt es nicht umsonst. Des-
halb müssen auch Adressen, die Au-
tokennzeichen und die Telefon-
vorwahlen korrekt sein!“

Auf der einen Seite investierten
Telekommunikationsfirmen mit För-
dermitteln des Bundes Millionen
von Euro in den Ausbau des schnel-
len Internets und auf der anderen
Seite würden jahreslang falsche Tele-
fon-Vorwahlen hingenommen. „Es
dürfte doch heutzutage technisch
kein großes Problem sein, diese Zif-
fernfolge von 03681 auf 036841 zu

ändern, zumal es nur das Einfügen
einer Ziffer betrifft“, sieht es Brod-
führer.

Die Anschlussnummern, das habe
er bereits überprüfen lassen, doppel-
ten sich mit Schleusinger Anschlüs-
sen nicht, so dass sich auch für Fir-
men und Privatleute der Aufwand ei-
ner Änderung lediglich auf die Vor-
wahl beschränke und sich somit in
überschaubaren Grenzen halte. Das
Telefonbuch müsse deshalb ja nicht
sofort neu gedruckt werden. „Es
reicht aus, wenn man die Vorwahl-
änderung in der nächsten Auflage
berücksichtigt, zumal ohnehin viele
Bürger heute im Internet nach Tele-
fonnummern suchen.“

Der Schleusinger Bürgermeister ist
wie bereits im Januar fest entschlos-
sen, seine Auffassung durchzuboxen.

Sei das auf regionaler Ebene nicht ge-
wollt oder möglich, werde man not-
falls die Bundesnetzagentur ein-
schalten, gibt er sich kämpferisch.

Auch wenn seine Forderungen
vom Januar noch nicht umgesetzt
sind und er stattdessen beim Politi-
schen Aschermittwoch auf dem Suh-
ler Ringberg dafür Häme geerntet
und den „Rasselbock“ für die absur-
deste politische Aktion erhalten hat,
schrecke ihn das nicht ab, auch wei-
terhin für Recht und Gesetz einzutre-
ten, sagte Brodführer. Dazu sei er
kraft seines Verwaltungsamtes über-
dies verpflichtet, auch wenn er si-
cher für seinen erneuten Vorstoß,
fehlerhafte Dinge in seiner Zustän-
digkeit in Ordnung zu bringen, wie-
der belächelt und kritisiert werden
wird. vat

Streitbarer Geist: Klaus Brodführer.

Gegengutachten vorgestellt
Die von des Landesregie-
rung geforderte Phosphat-
frachtminderung für Klär-
anlagen im Einzugsgebiet
des Bergsees Ratscher ist
unbegründet. Zu diesem
Ergebnis kommt ein Gut-
achten, das am Donnerstag
im WAVH vorgestellt wur-
de.

VonRegina Haubold

Hildburghausen – Für Tilo Kummer,
Chef des Umweltauschusses im
Landtag, hatte der jüngste Termin
beim Wasser- und Abwasserverband,
offenbar absolute Priorität, denn er
„schwänzte“ die Landtagssitzung,
um bei der Präsentation eines bedeu-
tenden Gutachtens dabei zu sein. Es
geht dabei um die heftige Debatte,
die in den vergangenen Jahren um
die Phosphatbelastung des Bergsees
Ratscher entbrannt war.

Und wie so oft geht es um viel zu-
sätzliches Geld, das der WAVH – aber
auch die Masserberger – bei der Um-
setzung ihrer Abwasserbeseitigungs-
konzepte aufwenden müssten, um
bei der Klärung auch Phosphate aus
den Abwässern zu binden, um die
Phosphatfracht zu mindern, die im
Stausee Ratscher ankommt. Angesto-
ßen wurde die Diskussion im Juni
vergangenen Jahres, als die Thürin-
ger Landesanstalt für Umwelt und
Geologie (TLUG) Zielvorgaben zur
Minderung des Phosphateintrags in
den Oberflächenwässern im Ver-
bandsgebiet beschied.

Guter Wasserzustand
Speziell für das Einzugsgebiet des

Hochwasserrückhaltebeckens Rat-
scher sei eine hälftige Phosphat-
frachtminderung von 1,6 Tonnen
pro Jahr gefordert worden, obgleich
das Wasser an den Gütepegeln be-
reits in gutem Zustand ist, erklärte
WAV-Werksleiter Henry Feigenspan.
Diese Zielvorgaben der TLUG, so Fei-
genspan, seien für den Verband „von
Anfang an nicht schlüssig“ gewesen,
zumal es sich beim Bergsee um eine
Talsperre handelt, die winters regel-
mäßig abgelassen wird. Mithin ein
Sonderfall. Doch das sieht die TLUG
ganz anders. Die Frage nach „dem
Sinn und Verstand“ solcher Zielvor-
gaben, die den WAVH bei künftigen
Abwasserinvestitionen wirtschaft-
lich immens belasten, sei damals mit
dem Vorwurf quittiert worden, die
Bevölkerung aufzuhetzen, empörte
sich Feigenspan. Für den WAVH aber
sei es die Frage „nach einem vernünf-
tigen Verhältnis von Aufwand und
Nutzen“. Eine solche Ansage sei man
den Beitrags- und Gebührenzahlern
schließlich schuldig, hieß es.

Aus diesem Grund hatte sich der
Verband entschieden, ein unabhän-
giges Gutachten eines Sachverstän-
digen erarbeiten zu lassen und Dipl.-
Ing. Uwe Halbach, Institutsleiter für
Wasserwirtschaft aus Chemnitz da-
mit zu beauftragen.

Auch (noch-)Verbandschef Steffen
Harzer kritisierte das Vorgehen der
TULG, die „Vorgaben gemacht hat,
ohne die Situation vor Ort zu ken-
nen.“ Immerhin, so Harzer, gehe es
um zusätzliche Kosten von 20 Millio-

nen Euro, die künftig im Verband zu
stemmen wären, akzeptiere man be-
denkenlos die Zielwerte für Phos-
phor.

Es besteht „keine Notwendigkeit
der Verschärfung der Phosphatelimi-
nierung,“ lautet denn auch die
Quintessenz des Gutachtens, das die
Prüfung der „Effizienz der beabsich-
tigten Verschärfung der Überwa-
chungswerte im Ablauf der relevan-
ten privaten und öffentlichen Klär-
anlagen“ zum Inhalt hatte. Dass
Zweifel an den TULG-Erhebungen
angebracht sind, sollte bereits die
Deutung der von der TULG erhobe-
nen statistischen Werte zeigen. Das
Gegengutachten kommt zu dem
Schluss, dass die „Phosphatfracht der
Schleuse wetterbedingt und damit
zufällig“ ist. Weil von der Schleuse
abhängig, ist auch die Phosphatkon-
zentration – und damit verbunden
die Algenproduktion – des Bergsees
Ergebnis des Zufalls.

Landwirtschaft zählt nicht
Woher kommt der Phosphor im

Hochwasserrückhaltebecken Rat-
scher? Auf gut vier Tonnen, davon
2,7 Tonnen aus privaten und kom-
munalen Kläranlagen beläuft sich
die Phosphatfracht, die laut TULG in
einem Jahr im Bergsee ankommt.
Der Anteil des Phosphor-Eintrags der
Landwirtschaft (Wälder/Weiden/Fel-
der) beträgt knapp eine Tonne pro
Jahr, wogegen der Phosphateintrag
aus der Tierproduktion in Summe
mit 3,5 Tonnen abgegeben wird. Al-
lerdings gelangt davon nur ein
Drittel in die Gewässer. Die Krux: Der
Phosphor aus der Tierproduktion
bleibt ohne Konsequenz für die Ver-
ursacher, denn Landwirtschaftliche
Abwässer werden (laut Europäischer
Wasserrahmenrichtlinie) nicht wie
Siedlungsabwässer bewertet. Wäre

das der Fall, müssten die Tierbestän-
de im Einzugsgebiet der Schleuse
und die Landwirtschaft im gleichen
Maß reduziert werden, wie die Phos-
phorreduzierung bei Kläranlagen. So
aber ist nur der WAVH in Pflicht.

Gleichwohl wird dem Bergsee
durch das Gesundheitsamt eine
„ausgezeichnete Badewasserquali-
tät“ bescheinigt. Weiter Faktor, der
den Bergsee als Sonderfall qualifi-
ziert, ist dessen jährliche Leerung
und der damit verbundene „erhebli-
che Nährstoffaustrag“. Damit wer-
den, so der Gutachter, die Algen und
der in ihnen gebundene Phosphor in
ausreichendem Umfang aus dem
Bergsee gespült. Schon allein aus die-
sem Grund sei der Bergsee mit ande-
ren Seen oder Talsperren nicht ver-
gleichbar, meint Halbach. „Wenn es
in den vergangenen 30 Jahren kei-
nen stinkenden Algenteppich auf
dem Bergsee gab, warum sollte er
jetzt kommen?“ Will heißen: Für die
Bewertung des Gewässerzustandes
des Ratschersees gibt es keine Regel.
Trotzdem Algen vorkommen und
rund 15000 Badegäste pro Jahr das
Gewässer nutzen, wird es als „gut“
bis „sehr gut“ bewertet. Die Panik-
mache in Bezug auf Blaualgen sei da-
her unbegründet, hieß es.

Immense Kosten
Kern des Gutachtens ist der Effi-

zienznachweis, dem eine Nutzwert-
analyse zugrunde liegt. Dabei wer-
den auch die Kosten unter die Lupe
genommen, die – im Vergleich dreier
Varianten – auf den Verband zukom-
men, wenn beim Bau bzw. Umrüs-
tung einer Kläranlage zusätzlich eine
Phosphatfällung (2,5 Millionen
Euro) oder gar eine Flockungsfiltrati-
on (4,4 Millionen Euro) finanziert
werden müsste. Bleibt am Ende die
Erkenntnis, dass die effizienteste Lö-

sung gänzlich ohne Phosphatfällung
auskommt.

Im Ergebnis des Gutachtens be-
steht für eine Verschärfung der Phos-
phat-Überwachtungswerte für Klär-
anlagen im Einzugsbereich des Berg-
sees „kein sachlicher Grund“. Sollte
also die Zielvorgabe der TLUG zur
Phosphatfrachtreduzierung den-
noch durchgesetzt werden, habe das
schwerwiegende Konsequenzen, wie
wasserwirtschaftliche Fehlinvestitio-
nen und Verstöße gegen das Effi-
zienzprinzip der Europäischen Rah-
menrichtlinie, heißt es.

Konsequenzen für die ABK
„Unsere Befürchtungen werden

von Ihnen bestätigt“, erklärte Ver-
bandschef Steffen Harzer, an Gut-
achter Uwe Halbach gewandt. Das
Dokument werde Konsequenzen für
die ABK des Zweckverbandes, aber
auch Masserbergs haben. Auch Um-
weltausschusschef Tilo Kummer
sieht sich in seiner Skepsis bestätigt.
Die Landesvorgaben, so merkte er
an, müssten nun auf den Prüfstand
und gegebenenfalls zurückgezogen
werden. Dem WAVH sei zu danken,
dass er ein Gegengutachten nicht ge-
scheut habe. In der Landwirtschaft
sieht Kummer indes nicht das
Hauptproblem beim Phosphatauf-
kommen. Vielmehr stelle sich ihm
die Frage, ob es reicht, dass die TLUG
nur zweimal im Jahr beprobt und da-
rauf Schlussfolgerungen ziehe, die ei-
nen unverhältnismäßig hohen In-
vestitionsaufwand nach sich zieht.

Der WAVH wird der TLUG nun er-
klären, dass er auf Grund des Gut
achtens keine Notwendigkeit für In-
vestitionen zur der Phosphatfracht-
minderung sieht. Das sei, so Harzer,
„ein guter Schritt nach vorn, der uns
vor immensen Investitionskosten
bewahrt und zur Gebührenstabilität

im Verband beiträgt.“ Auch die tou-
ristischen Betreiber des Bergsees, die
bei der Vorstellung des Gutachtens
dabei waren, dürfte die neuerliche
Botschaft freuen.

Still ruht der (Berg)See: Dass es dort weder ein Phosphor- noch ein Algenproblem gibt, zeigt das jüngste, vomWAVHbeauftragte Gutachten. Foto: proofpic.de

Angemerkt

Kampfansage?
VonRegina Haubold

Die Bestellung eines unabhängigen
Gutachters, um eine nicht nach-
vollziehbare Auflage der Thüringer
Landesanstalt für Umwelt und Geo-
logie zu hinterfragen, ist ein muti-
ger Schritt. Der Wasser- und Abwas-
serverband hat mit seinem Akt zivi-
len Ungehorsams gewagt, sich den
Mühlen ministerieller Bürokratie
entgegenzustellen. Das verdient
Respekt, denn es ist eine Kampfan-
sage, deren sich die Verbandsgre-
mien durchaus bewusst sind. Frei-
lich ist „die Schlacht“ mit einem
Gegengutachten noch lange nicht
gewonnen. Aber die Entscheidung,
Geld in die Hand zu nehmen, um
im Gegenzug immense – zusätzliche
– Kosten bei Investitionen in Klär-
anlagen zu sparen, könnte über den
WAVH hinaus strahlen. Schließlich
haben die Vorgaben des Thüringer
Umweltministeriums zu Phosphat-
frachtreduzierung auch anderweitig
zu Debatten über deren Sinn und
Unsinn geführt. Mit dem Vorstoß
des WAVH, sich zur Wehr zu setzen
gegen unsinnige Vorgaben „von
oben“ hat der Verband offenkundig
im Interesse seiner Mitglieder – und
damit im Sinne der Gebühren- und
Beitragszahler – gehandelt.
Ein privater Abwasserentsorger hät-
te sich gewiss nicht diese Mühe ge-
macht!


